
Bundesweite Friedensdemo ohne die DFC-VK 
DFG-VK-Bundessprecherlnnenkreis kritisiert einseitigen und unkonkreten Demonstrationsaufruf 
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U nter dem von der DFG-Gründerin 
Bertha von Suttner übernomme- 
nen Motto „Die Waffen nieder!" 

hatten der Bundesausschuss Friedens- 
ratschlag, die Kooperation für den Frieden 
und die Berliner Friedenskoordination zu 
einer bundesweiten Demonstration am 8. 
Oktober in Berlin aufgerufen. ... und der 
DFG-VK-Bundesverband hat diesen Aufruf 
nicht unterstützt, also ihn weder unter- 
schrieben, noch seine Gruppen und Mit- 
glieder zur Demo mobilisiert. Das ist erklä- 
rungsbedürftig. 

Wir veröffentlichenim Kasten links den 
Aufruf, der die Ausgansglage aus Sicht der 
VeranstalterInnen friedenspolitisch analy- 
siert und mit Forderungen an die Bundes- 
rgierung endet. 

Dass diese Demonstration am 8. Ok- 
tober veranstaltet werden sollte, war seit 
mehreren Monaten bekannt, auch bei der 
Sitzung des DFG-VK-Bundesausschusses, 
des höchsten Gremiums zwischen den 
Bundeskongressen, am 2./3. Juli. Im Proto- 
koll dieser Sitzung heißt es, dass über die- 
se „bundesweite zentrale Demonstration 
in Berlin" diskutiert wurde und die Debat- 
te darüber kontrovers war: „Es wird festge- 
stellt, dass es zwar bereits einen Entwurf 
zu einem Aufruf zu dieser Demonstration 
gibt, jedoch noch keinen offiziellen Auf- 
ruf, so dass die DFG-VK noch nicht be- 
schließen kann, ob sie einen entsprechen- 
den Aufruf unterstützt. Viel zu vieles un- 
klar als dass wir derzeit Partner der Demo 
sein sollten. Starke Kritik am intransparen- 
ten Vorgehen der beteiligten Verantwort- 
lichen." Gefasst wurde dann dieser Be- 
schluss: ,,Der Bundesausschuss hält eine 
kritische Begleitung der Demonstration 
am 8. Oktober 2016 für angemessen und 
delegiert die Entscheidung zur Unterstüt- 
zung an den BundessprecherInnenkreis. 
Der BSK informiert die BA-Delegierten- 
über den Aufruf, sobald dieser vorliegt." 

Nachdem der Text des Ausrufs dann 
vorlag, diskutierte der Bundesspreche- 
rhenkreis ausführlich und kam zur Ent- 
scheidung, nicht zu der Demonstration 
aufzurufen. Eine Begründung dafür ver- 
fasste Michael Schulze von Glaßer als stell- 
vertretender politischer Geschäftsführer 
und fasste die Kritik des Vorstandsgremi- 
ums in vier Punkten zusammen (siehe Kas- 
ten auf der rechten Seite). 

Entsprechend der bereits Ende letz- 
ten Jahres festgelegten Planung findet die 
nächste Sitzung des Bundesausschusses in 
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Kassel am selben Wochenende statt wie 
die Demo in Berlin. Da niemand einen An- 
trag auf eine Terminveränderung stellte, 
blieb und bleibt es bei dieser Planung, so 
dass die gewählten Mitglieder des Bundes- 
sprecherInnenkreises und die Delegierten 
aus den Landesverbänden bei der Sitzung 
in Kassel sein dürften. 

Laut der Homepage www. friedensde- 
mo.org haben (Stand: 26. September) 
183 ,,Initiativen/Organisationen" den Auf- 
ruf unterschrieben, darunter - trotz der 
Empfehlung des BSK - auch acht DFG-VK- 
Gruppen und zwei -Landesverbände. 

Bemerkenswert erscheint, dass eini- 
ge Organisationen wie beispielsweise der 
Versöhnungsbund oder Ohne Rüstung Le- 
ben, mit denen die DFG-VK seit vielen Jah- 
ren eng zusammenarbeitet @.B. mit ORL 
bei der .Aktion Aufschrei - Stoppt den 
Waffenhandel!") ebenfalls nicht unter- 
schrieben haben. Pax Christi, ebenfalls 
wichtiger Bündnispartner bei der ,,Aktion 
Aufschrei" wird in der veröffentlichten Lis- 
te kommentarlos als Unterstützer aufge- 
führt, obwohl der Pax-Christi-Bundesvor- 
stand ausdrücklich lediglich die Forde- 
rungen unterstützt, den Aufruf selbst aber 
nicht unterschrieben hat. 

Nach dieser Vorgeschichte und den 
Begleitumständen scheint es angebracht, 
dass sich sie DFG-VK auf allen Ebenen in- 
tensiv mit der Frage ihrer zukünftigen 
Bündnisarbeit beschäftigt und klare Kri- 
terien entwickelt, mit wem sie in welcher 
Form und unter welchen Voraussetzungen 
künftig zusammenarbeiten will. 

Stefan Pbilz$p 
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